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Der Vorsitzende, Abgeordneter Rickers, eréffnet die Sitzung um 14:05 Uhr und stellt die Be-

schlussfahigkeit des Ausschusses fest.

Vor Eintritt in die Tagesordnung wird auf Antrag der Abgeordneten Backsen der Tagesord-

nungspunkt 6 von der Tagesordnung abgesetzt.

Die so geanderte Tagesordnung wird gebilligt.

1. Sturmflutschaden/Hochwasserschutz

hier: Gesprach mit dem Landesverband der Wasser- und Bodenver-

bande

— Hans-Heinrich Gloy, Verbandsvorsteher

— Mathias Rohde, Geschaftsflihrer

— Dr. Hans-Heinrich Hennings, Geschaftsfiihrer der Arbeitsgemein-
schaft Kistenschiitz-Ostsee

— Malte Jacobsen, Verbandsvorsteher des WBYV Berveroe

Herr Gloy, Verbandsvorsteher, bedankt sich im Namen der Vertreter der Wasser- und Boden-

verbande fur die Einladung.

Herr Dr. Hennings, Geschaftsfihrer der Arbeitsgemeinschaft Kistenschutz-Ostsee, fuhrt aus,
im Zentrum der heutigen Diskussion stinden die Regionaldeiche, die sich in der Unterhal-
tungspflicht der Wasser- und Bodenverbande beziehungsweise in Ausnahmefallen der Ge-

meinden befanden.

Bei den Regionaldeichen an der Ostseekiste habe man es mit einer sehr heterogenen Struk-
tur zu tun. Es gebe keine einheitlichen Standards wie beispielsweise bei Landesschutzdei-
chen. Es gebe sehr unterschiedliche Ausgangsmaterialien, unterschiedliche Beschichtungen,
unterschiedliche Boschungsneigungen. Kaum ein Regionaldeich sei mit einem anderen ver-
gleichbar. Daraus resultierten unterschiedliche Schutzniveaus und unterschiedliche Schutz-

raume, die sogenannten Vorteilsgebiete.

Es gebe Regionaldeiche, hinter denen sich vier Hektar Griinland befanden und der Fuf} einer

KreisstralRe, aber auch Regionaldeiche wie beispielsweise bei Arnis und bei Maasholm, hinter
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der sich Bebauung befinde. Man misse differenzieren, wenn man Uber Regionaldeiche spre-

che. Es gebe ein breites Spektrum.

Betrachte man das Hochwasser am 20./21. Oktober 2023, sei festzustellen, es handele sich
um ein hundertjahriges Ereignis, fir Schleiminde mdglicherweise sogar um ein zweihundert-

jahriges Ereignis.

Der Schutzstatus der Regionaldeiche sei bekannt. Gemeinsam mit dem LKN und dem Minis-
terium seien Bereisungen gemacht worden. Die Informationen lber die Regionaldeiche seien

vorhanden.

Die Schaden, die an den Regionaldeichen aufgetreten seien, seien aufgenommen. Sie wirden
repariert. Es gebe eine Zusage des Landes fir eine Foérderung in Hohe von 90 Prozent zur

Schadensbehebung. Fir ihn sei damit das Thema abgeschlossen.

Fur viel wichtiger halte er, wie man kinftig mit Kiistenschutz an der Ostsee umgehe. Das hun-
dertjahrige Hochwasser mége statistisch riickblickend so gewesen sein. Blicke man nach vorn,
sei er fest davon Uberzeugt, dass man keine weiteren 100 Jahre warten misse, bis wieder ein
ahnliches Ereignis eintrete. Nach Annahmen der IPCC sei von Wasserstandsanstiegen von
70 bis 90 Zentimeter fir die Ostsee auszugehen. Das bedeutete, dass die Ostseekistenlinie
in 50 Jahren vollig anders aussehen werde als heute. Man misse sich damit beschaftigen,
wie Hochwasserschutz an der Ostsee klnftig aussehen solle. Auf diese Frage gebe es keine
pauschale Antwort. Genauso unterschiedlich, wie die Deiche seien, seien die Antworten auf

diese Frage, wie Kustenschutz kunftig aussehen solle.

Es sei das gesamte Spektrum aufzumachen, das es fur den Kistenschutz gebe. Das beginne
bei der Entwicklung von Regionaldeichen. Zu fragen sei, ob man sich daraus zuriickziehe oder
den Regionaldeich so stehen lasse, wie er sei und ihn nicht mehr als Regionaldeich unterhalte,

weil der Bereich dahinter mdglicherweise nicht schitzenswert sei.

Unterhalten misse man sich Uber eine Deichrickverlegung, weil damit mdglicherweise Deich-

linien verkiirzt werden konnten.
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Man misse sich unterhalten Gber Objektschutz. Mdglicherweise misse man sich aus der ge-
samten Deichlinie zurtickziehen und stattdessen die Bebauung oder andere schitzenswerte

Objekte schitzen.

Unterhalten miisse man sich auch iber eine mégliche Ubernahme der Regionaldeiche in den

Status eines Landesschutzdeiches und der entsprechenden Ertlchtigung.

Es sei allerdings nicht die Antwort, alle Regionaldeiche zu Landesschutzdeichen umzuwid-
men. Man miusse sich die einzelnen Bereiche sehr differenziert ansehen und versuchen, L6-

sungen zu finden.

Die Grundlagen seien vorhanden. Ministerium und LKN lagen die entsprechenden Daten vor.

Nach seiner Vorstellung sollte man sich nun in Regionalkonferenzen mit den entsprechenden
Deichabschnitten beschaftigen. Das werde man sicherlich nicht fir die gesamte Ostseeklste
machen koénnen, sondern musse das moglicherweise untergliedern, etwa in Flensburger
Forde, Schlei, Kiel, Fehmarn. Die entsprechenden Beteiligten missten an einen Tisch. Es
handele sich dabei um die Kommunen sowie die Wasser- und Bodenverbande. Es sei not-
wendig, alle Betroffenen an einen Tisch zu bekommen. Beim Hochwasserschutz miisse man
Uber die Grenzen der Wasser- und Bodenverbande und der Kommunen hinausdenken. Man
konne nicht bei der Kistenschutzinfrastruktur stehenbleiben, die zu Beginn des letzten Jahr-
hunderts entstanden sei. Diese werde man nicht in das nachste Jahrhundert retten kdnnen.
Man musse sich Uber ganz neue Abschnitte unterhalten. Weitere Gesprachsteilnehmer muss-

ten der Kreis, LKN und Ministerium seien.

Zu fragen sei nunmehr, wer die Leitung Ubernehme. Kistenschutz an der Ostsee sei derzeit
ein aktuelles Thema. Es durfe nicht wieder in der Versenkung verschwinden, sondern man

musse die jetzige Dynamik aufnehmen und sich mit den anstehenden Fragen beschaftigen.

Kistenschutz an der Ostsee habe nie die Bedeutung gehabt wie der Kiistenschutz an der
Nordsee. Das habe sich jetzt gedndert. Deshalb sollte man die jetzige Dynamik aufnehmen

und aktiv werden.
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Klstenschutz sei immer unter einem raumlichen und einem zeitlichen Aspekt zu diskutieren.
Es musse definiert werden, Uber welchen Raum und welchen Zeitraum gesprochen werde.
Idealerweise missten die KiustenschutzmalRnahmen, die fur 2030 gedacht seien, ein Baustein

fur den Kustenschutz in 2080 sein.

Herr Jacobsen, Verbandsvorsteher des Wasser- und Bodenverbandes Berveroe, erganzt, sein
Verbandsgebiet umfasse das Naturschutzgebiet Geltinger Birk. Grundsatzlich miisse man
rickblickend sagen, der Kiistenschutz habe gut funktioniert, auch wenn es durch die Jahrhun-

dertflut Schaden gegeben habe, die nun beseitigt wirden.

Grundsatzlich sei es notwendig, in die Zukunft zu blicken. Hier handele sein Verband beispiel-
haft. In der Vergangenheit sei Kiistenschutz lange so erfolgt, dass eingedeicht und trockenge-
legt worden sei. Mittlerweile habe man die Deichlinie zurtickverlegt. Der entwidmete Deich sei
zwar gebrochen, der Landesschutzdeich habe dem Unwetter aber standgehalten, alle Sach-
werte seien geschitzt worden. Das System, das Anfang der 2000er-Jahre aufgebaut worden
sei, habe funktioniert. Dies sei ein Beispiel daflir, dass man die Deichlinie riickverlegt und

Grinlandstandorte aufgegeben habe.

Eine derartige Aufgabe sei allerdings von den Wasser- und Bodenverbanden selbst nicht zu
machen. Ihre Aufgabe sei es vielmehr, die vorhandenen Kistenschutzwerke zu erhalten. Vor
Ort sei es schwierig, wenn einzelne Vorteilshabende einen groRen Vorteil hatten, weil sie bei-
spielsweise einen Campingplatz betrieben, andere aber nur einen geringen Vorteil, weil sie
Uber Griunland verfugten. Die Zahlungsbereitschaft sei sehr unterschiedlich. Hier sei grund-
satzlich zu entscheiden, wie weit sich das Land Schleswig-Holstein und die Allgemeinheit Kus-
tenschutz leisteten. Es sei zu definieren, was schitzenswert sei und in welchem Bereich man

sich moglicherweise zuriickziehe.

Herr Rohde, Landesgeschaftsfiihrer, bekraftigt, die Allgemeinheit misse sich die Frage stel-
len, was schitzenswert sein solle. Kistenschutz sei in Schleswig-Holstein seit sehr langer Zeit
von existentieller Bedeutung. Nirgends sei Kiistenschutz so detailliert geregelt wie in Schles-
wig-Holstein. Schleswig-Holstein verflige bereits jetzt in den gesetzlichen Regelungen, insbe-
sondere im Landeswassergesetz, Uber ein Raster, mit dem die von Herrn Dr. Hennings auf-
geworfenen Fragen beantwortet werden koénnten. Danach liege ein Landesschutzdeich vor

immer dann, wenn Leib und Leben und Sachwerte von bedeutendem Wert gefahrdet seien.
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Dann sei die Allgemeinheit in der Pflicht, dies als Landesaufgabe wahrzunehmen. Alle anderen
Deiche befanden sich in der Unterhaltspflicht der Wasser- und Bodenverbande. Dieses Raster
gelte es nun anzuwenden. Alle Deiche zu Landesschutzdeichen umzuwandeln, wie es der
Presse entnommen worden sei, sei nicht notwendig. Fir notwendig halte er, vor Ort zu eruie-

ren, welche Schutzzwecke ein Deich erflille, und Deiche eventuell umzuwidmen.

Hier komme man schnell zu der Frage der Finanzierung, namlich neben den Landesschutz-
deichen auch eine Unterstiutzung durch die Allgemeinheit fur die Erhaltung von Regional-, Bin-
nen- und Mitteldeichen. Da sehe er derzeit Nachbesserungsbedarf. Hier wiinsche er sich eine
starkere Unterstlitzung der Solidargemeinschaft bei Deichen, die in der Zustandigkeit der Was-

ser- und Bodenverbande beziehungsweise der Kommunen seien.

Abgeordneter Kock-Rohwer merkt an, dass sich viele Regionaldeiche im Privatbesitz befan-
den, und erkundigt sich danach, ob die Besitzer bereit seien, ihren Besitz abzugeben, sodass

eine Umwidmung zu einem Landesschutzdeich moglich sei.

Herr Hennings antwortet, er kdnne nicht fir die Eigentimer sprechen. Diesen sei aber be-
wusst, dass diese Frage bei einer moglichen Umwidmung aufgeworfen werde und Vorausset-
zung sei, wenn ein Deich in einen Landesschutzdeich umgewidmet werde. Er wiederholt, dass
es sich bei der Umwidmung von Deichen in Landesschutzdeiche um ein Instrument handele,

dass nur fur wenige Deiche infrage komme.

Abgeordneter Holck bezieht sich auf eine Pressemitteilung, nach der einige Regionaldeiche
nicht wehrhaft gewesen seien, und bittet um Stellungnahme. — Herr Rohde erwidert, nach sei-
ner Auffassung sei ein Deich, bei dem Leib oder Leben sowie besondere Schutzwerte gefahr-
det seien, ein Landesschutzdeich. Dann sei das Land zustandig. Regionaldeiche hatten per
se eine verminderte Schutzwirkung. Der erste Schritt miisse also sein, festzustellen, was von
einem Deich geschiitzt werde. Der zweite Schritt sei, festzustellen, dass es sich um einen
Landesschutzdeich handele. Da sei eine Automatik, die das Gesetz vorsehe. Wiirden Leib und

Leben nicht geschiitzt, sei es zwangslaufig ein Regionaldeich mit verminderter Schutzwirkung.

Auf eine Nachfrage des Abgeordneten Holck am Beispiel von Arnis bekraftigt Herr Rohde,
nach seiner Auffassung sei ein Deich, sobald Leib und Leben geschiitzt wirden, durch Gesetz

ein Landesschutzdeich. Zu hinterfragen sei also die Klassifizierung als Regionaldeich.

10
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Abgeordnete Schmachtenberg erkundigt sich danach, ob es in der Vergangenheit Probleme
bei der Ertlichtigung von Regionaldeichen gegeben habe, ob es in der Vergangenheit Bestre-
bungen gegeben habe, Regionaldeiche in Landesschutzdeiche umzuwidmen, und nach einer

Konkretisierungsforderung fur die Unterhaltung von Regionaldeichen.

Herr Rohde geht zunachst auf den letzten Punkt ein und legt dar, landesweit wiirden von Was-
ser- und Bodenverbanden 1.500 Kilometer Deiche unterhalten. Die Regionaldeiche an der

Ostsee machten 40 Kilometer aus.

Seit Uber 20 Jahren erhielten die Wasser- und Bodenverbande einen Zuschuss des Landes in
Hoéhe von 5 Millionen Euro, der sich im letzten Jahr fur die Gewasserunterhaltung um
700.000 Euro erhoht habe. Dieser Betrag sei zu verteilen an die unterhaltungspflichtigen Was-
ser- und Bodenverbande fir die Unterhaltung von Schopfwerksbetrieben und Deichen. Von
den 5 Millionen Euro fléssen rund 230.000 Euro in die Deichunterhaltung. Dass sich die Ver-

bande mehr finanzielle Unterstiitzung von Seiten des Landes wiinschten, liege auf der Hand.

Herr Dr. Hennings stellt klar, dass die Wasser- und Bodenverbande zustandig seien fir die
Unterhaltung der Deiche. Zu trennen seien Unterhaltung von Ausbau und Verstarkung von
Deichen. Bei einer Deichverstarkung handele es sich um ein neues Verfahren, fiir das die

Wasser- und Bodenverbande per se nicht zustandig seien.

Fur ein Jahrhundertereignis, wie es im Oktober stattgefunden habe, seien die Regionaldeiche
in ihrer jetzigen Ausbauform nicht vorgesehen. Deshalb misse man nach vorne blicken und
die Deichlinien insoweit ertlichtigen oder zurticklegen, sodass die Regionaldeiche in der Lage

seien, solchen Ereignissen standzuhalten.

Abgeordnete Redmann stellt Fragen zur moéglichen finanziellen Unterstiitzung von Regional-

deichen und der rechtlichen Einordnung von Deichen.

Herr Rohde legt dar, Voraussetzung flr die Definition eines Landesschutzdeiches sei, dass
Leib und Leben zu schitzen seien. In § 68 Absatz 2 Landeswassergesetz sei geregelt, dass
ein Deich, hatten sich seine Aufgabe oder Bedeutung geandert, entsprechend umzuwidmen

sei. Es handele sich also um eine Automatik. Es gebe kein Ermessen. Sobald sich die Funktion

11
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eines Deiches geandert habe, habe eine Neuklassifizierung des Deiches durch das Land zu

erfolgen, und der Deich sei in einen Landesschutzdeich umzuwidmen.

Herr Dr. Hennings erganzt, ob ein Deich Leib und Leben schitze, sei auch davon abhangig,

welche Jahrlichkeit angesetzt werde, also von welchem Hochwasser man ausgehe.

Hinsichtlich der Finanzierung misse man unterscheiden zwischen einmaligen Finanzierungen
und laufenden Zuschissen. Denke man darlber nach, die Deichlinie zurtickzuverlegen, Ob-
jektschutz zu betreiben, Uber neue Kistenschutzstrategien nachzudenken, brauche man dafiir
sicherlich eine einmalige Férderung. Er kdnne sich vorstellen, dass man diese klug mit Mitteln
des Naturschutzes, des Tourismus und des Kustenschutzes zusammenbinde und ein einheit-

liches Konzept erstelle. Daneben gebe es die jahrlichen Unterhaltungskosten.

Abgeordnete Backsen halt es fur notwendig, eine Bestandsaufnahme zu machen und Kon-

zepte fur die Zukunft zu entwickeln.

Abgeordneter Holck gibt zu bedenken, sofern die Definition von Herrn Rohde zutreffe, hatte
beispielsweise der Deich in Arnis schon langst umgewidmet werden missen. Dennoch habe
keine Veranderung im Schutzstatus stattgefunden. — Er merkt im Ubrigen an, bei Begehungen
seinerseits auf Deichen seien Dinge festgestellt worden, die er als Nichtfachmann im Kisten-
schutz als Mangel ansehen wiirde. So stiinden beispielsweise mitten im Deich bei Maasholm-
Hohe Baume; das Wurzelwerk gehe unter dem Deckwerk finf Zentimeter lang Uber den Deich.

Er stellt die Frage, warum diese Mangel nicht beseitigt worden seien.

Abgeordneter Kumbartzky spricht sich dafir aus, dass sich der Haushaltsgesetzgeber selbst
in die Pflicht nehme, trotz der schwierigen Haushaltslage hier Prioritdten zu setzen. — Er weist
sodann darauf hin, dass nach dem Landeswassergesetz eine Umwidmung eines Regionaldei-
ches in einen Landesschutzdeich auf Antrag erfolge, und erkundigt sich danach, ob entspre-

chende Antrage gestellt worden seien.

Herr Rohde legt dar, § 68 Absatz 4 Landeswassergesetz sehe eine Antragsmoglichkeit vor.
Allerdings beinhalte Absatz 2 eine gesetzliche Automatik. In der Praxis miUsse es jemanden
geben, der diese Automatik vollziehe. Hier sei das Land zustandig, die Umwidmung vorzuneh-

men.

12



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode
Umwelt- und Agrarausschuss 21. Sitzung am 6. Dezember 2023

Herr Gloy weist darauf hin, dass Entwicklungen in der weitverzweigten Verbandslandschaft
langsam, aber stetig vorangingen. Er weist ferner darauf hin, dass die Verbandsarbeit ehren-

amtlich erfolge.

Herr Jacobsen bestatigt, dass es an einzelnen Deichen durchaus Mangel gebe. Grundsatzlich
aber habe der Kustenschutz funktioniert. An der gesamten Kiste habe es lediglich Sachscha-

den gegeben, und das trotz eines Jahrhunderthochwassers.

Gegenwartig drehe sich die Diskussion haufig um die Frage Regionaldeich oder Landes-
schutzdeich. Das halte er flr zu kurz gesprungen. Man misse vielmehr in die Zukunft schauen
und sich fragen, wie die Ostseeklste geschutzt werden solle. Diese Frage sei als Gesellschaft

zu beantworten. Darauf aufbauend konne man Kistenschutz durchfiihren.

Aufgabe der Wasser- und Bodenverbande sei es, Regionaldeiche zu unterhalten. Dabei sei
zu beachten, dass es die Wasser- und Bodenverbande speziell an der Ostkiiste kleine Ver-
bande mit sehr kleinen Vorteilsgebieten seien. In seinem Bereich handele es sich beispiels-

weise um 1,5 Kilometer Regionaldeich mit acht Vorteilshabenden.

Abgeordneter Siebke weist darauf hin, dass die Wasser- und Bodenverbande neben den er-
wahnten 5 Millionen Euro weitere Mittel erhielten, und erkundigt sich nach einer Ubersicht. Er
wiederholt eine Bitte der Abgeordneten Redmann, zu benennen, welcher Zuschussbedarf von

den Wasser- und Bodenverbanden flur ausreichend gehalten werde.

Herr Gloy legt dar, in einer Auskunft der Landesregierung sei von Zuschissen des Landes in
Hohe von 20,544 Millionen Euro die Rede. Darin befanden sich auch die flr 2023 ausgezahl-
ten Unterhaltungszuschusse in H6he von 7,41 Millionen Euro. Hier habe in 2023 eine Aufsto-
ckung aus dem Ukraine-Notkredit stattgefunden. Diese Mittel seien fir Unterhaltungszu-
schusse fur Schiffwerkbetrieb, Deichunterhalt und Gewasserunterhaltung vorgesehen. In die-
sem Betrag seien auch Mittel aus der Wasserrahmenrichtlinie enthalten. Dabei handele es
sich um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die Bund, Land und Kommunen umzusetzen
hatten. Die Wasser- und Bodenverbande hatten diese Aufgabe federfiihrend fiir das Land

Ubernommen. Hierflr seien 7,8 Millionen Euro vorgesehen.
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Herr Rohde erganzt, es gebe offensichtlich eine Tabelle, die herumgeistere, in der ein Betrag
von etwa 20 Millionen Euro ausgeworfen werde, der den Wasser- und Bodenverbanden zu-
gutekomme. Ein Grofteil der 20 Millionen Euro werde verwand fur Aufgaben, die die Wasser-
und Bodenverbande fir das Land Schleswig-Holstein wahrndhmen. Die Wasserrahmenricht-
linie sei eine Landesaufgabe. In Schleswig-Holstein gebe es das einmalige Modell, dass die
Wasser- und Bodenverbanden diese Aufgaben federfuhrend fur das Land Schleswig-Holstein
wahrndhmen. Darin enthalten seien aufterdem Monitoringmittel. Auch das sei eine Landesauf-
gabe, die Uber den Landesverband der Wasser- und Bodenverbande laufe, weil die Akzeptanz
groler sei. Die in Rede stehende Liste sei offensichtlich unkommentiert in den Raum gegeben

worden.

Den Wasser- und Bodenverbanden gehe es um die Unterhaltungszuschisse. Es sei Kernauf-
gabe der Wasser- und Bodenverbande sicherzustellen, dass es einen geregelten Wasserab-
lauf gebe, dass sich die Gewasser in einem 6kologisch verniinftigen Zustand befanden, dass
die Schopfwerke betrieben und die Deiche unterhalten wiirden. Dass seien bisher immer 5 Mil-
lionen Euro gewesen, in 2023 7 Millionen Euro. Es habe in 2023 eine Aufstockung aus der

Ukraine-Nothilfefonds gegeben.

Von den besagten 5 Millionen Euro fléssen etwa 230.000 Euro in die Deichunterhaltung. Das
seien elf Prozent der Aufwendungen, die die Verbande tatsachlich fur ihre Deichunterhaltung
ausgaben. Das sei nach Auffassung der Verbande zu wenig. Fur angemessen halte er eine

50-prozentige Férderung.

Auf eine Nachfrage des Abgeordneten Siebke legt Herr Rohde dar, bei jedem einzelnen Was-
ser- und Bodenverband wirden Rechnungslegung und Jahresrechnung geprtift. Es sei also
bekannt, welche Betrage fiir die unterschiedlichen Tatigkeiten aufgebracht wiirden. Diese Zah-

len lagen allerdings nicht tagesaktuell vor, sondern mit zeitlichem Verzug. Sie seien belastbar.

Abgeordnete Redmann legt dar, dass derzeit Gesprache mit allen Beteiligten gefuhrt wirden.
Es sei aber auch notwendig, in die Vergangenheit zu schauen, um festzustellen, was klnftig
besser gemacht werden kénne. Die rechtliche Einschatzung sei ihrer Auffassung nach durch-
aus schwierig; moglicherweise kdonne diese noch einmal mit der Landesregierung diskutiert

werden.
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Im Ubrigen erkundigt sie sich danach, ob es von Seiten der Wasser- und Bodenverbande wei-

tere Winsche an die Politik gebe.

Herr Dr. Hennings legt dar, fur ihn habe die bisherige Diskussion einen recht statischen Ansatz
gehabt. Geredet werde Uber Landesschutzdeiche. Es sei aber notwendig, das gesamte breite
Instrumentarium aufzumachen. Fir jede Region misse einzeln geschaut werden, welches die

richtige Antwort sei.

Die Region Arnis sei sicherlich ein Kandidat fur eine Umwidmung zu einem Landesschutz-
deich. Damit werde aber nicht die Frage fir die Zukunft der Regionaldeiche beantwortet. Man
musse sich die einzelnen Deiche Uber die Grenzen der Gemeinden und der Wasser- und Bo-
denverbande hinaus anschauen und sehen, was in den einzelnen Regionen umgesetzt wer-
den konne. Den Menschen vor Ort musse deutlich gemacht werden, dass sich etwas andern
werde. Die Ostseekliste werde in 20, 40 oder 60 Jahren komplett anders als heute aussehen.
Zu sagen, es bleibe alles, wie es war, und man baue die Regionaldeiche zu Landesschutzdei-
chen aus, sei keine Antwort. Das werde nicht finanzierbar sein. Man musse hier dynamischer
und grolraumiger denken. Diese Aufgabe kénnten die Wasser- und Bodenverbande nicht al-
lein durchflihren. Daflir sei die fachliche Unterstitzung des Ministeriums und des LKN erfor-
derlich.

Herr Gloy bezieht sich auf eine Frage der Abgeordneten Redmann und legt dar, im Prinzip
stelle er sich vor, eine Regelung vergleichbar mit dem Generalplan Kidstenschutz zu finden,
die fur Wasser- und Bodenverbande gelte. Neben dem Deichschutz gebe es noch das Bin-
nenland, in dem Wasser bewirtschaftet werden musse. Gebe es zu viel Wasser, musse es
abgeleitet werden. Gebe es zu wenig, misse moglicherweise bewassert werden. Die Aufga-

ben und die Anforderungen an die Wasser- und Bodenverbande wirden héher.

Er weist sodann auf die Studie ,Weitblick Wasser” der Wasser- und Bodenverbande aus dem
Jahre 2017 hin. Zum damaligen Zeitpunkt habe der Aspekt des Klimawandels noch nicht so

im Fokus gestanden wie jetzt.

Er bietet an, Gesprache in kleinerem Kreis oder mit einzelnen Fraktionen zu fihren.

15



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode
Umwelt- und Agrarausschuss 21. Sitzung am 6. Dezember 2023

Der Vorsitzende greift von Vertretern verschiedener Fraktionen geduflerten Dank an die Arbeit

der Wasser- und Bodenverbande wahrend und nach der Sturmflut auf und bekraftigt diese.

AbschlielRend bedankt er sich flr den Vortrag im Ausschuss und schlief3t die Diskussion zu

diesem Tagesordnungspunkt.
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2, Bericht tiber die Ergebnisse der Sonder-Agrarministerkonferenz
vom 21. November 2023

Antrag der Abgeordneten Rixa Kleinschmit (CDU) und Dirk Kock-
Rohwer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Umdruck 20/2315

Frau Bennett-Sturies, Staatssekretarin im Ministerium fur Landwirtschaft, landliche Raume,
Europa und Verbraucherschutz, berichtet, die Sonder-Agrarministerkonferenz habe virtuell ge-
tagt. Es hat sich abgezeichnet, dass die Ausschépfung der GAP-Mittel, die fiir die Oko-Rege-
lungen vorgesehen gewesen seien, im Antragsjahr 2023 deutlich unterhalb der Anlagen gele-

gen habe.

Die Europaische Agrarforderung kénne nur dann der Landwirtschaft und dem landlichen Raum
eine Zukunft bieten, wenn sie gesellschaftlich akzeptiert sei und Okonomie mit Okologie in
Einklang bringe. Die Honorierung gesellschaftlich gewlinschter Leistungen sei der Schlissel
dazu. Die Einflihrung der Oko-Regelungen sei der erste maRgebliche Schritt in diese Richtung
gewesen. Wichtig sei aber zugleich, dass die Attraktivitat der Oko-Regelungen gesteigert

werde und somit eine Ausschopfung der hierfur vorgesehenen Mittel erreicht werde.

Daher hatten sich Bund und Lander bereits im Sommer dieses Jahres im Rahmen eines AMK-
Beschlusses auf Nachbesserungen bei den bestehenden Oko-Regelungen fiir 2024 verstan-
digt. Es sei um Pramienerhéhungen sowie Vereinfachungen bei den Férderbedingungen ge-

gangen. Sie seien beschlossen worden und griffen in 2024.

Fir Minister Schwarz sei bereits im Sommer klar gewesen, dass die Anderungen zu 2024 nur
der Anfang sein kénnten. Fir den GAP-Strategieplan 2025 brauche es erneut eine kritische
Priifung hinsichtlich der Ausgestaltung und der Pramienhdhe bei den Oko-Regelungen. Fiir
Minister Schwarz sei es dabei besonders wichtig, dass es eine attraktive Oko-Regelung fiir
Milchviehbetriebe mit Weidehaltung geben misse. Schleswig-Holstein sei ein Milchland. Das
sei in jeder Agrarministerkonferenz immer deutlich vertreten worden. Schleswig-Holstein habe

eine andere Situation als andere Bundeslander.

Auf der Sonder-AMK im November sei die Diskussion weitergefuhrt worden. Wenngleich die

Debatte mit der fehlenden Attraktivitdt der bisherigen Angebote zu tun habe, sei es im Kern
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der Diskussionen nicht explizit um die erneute Uberarbeitung der Oko-Regelungen oder um

die Einfuhrung neuer Oko-Regelungen gegangen.

Durch die unzureichende Nutzung der Oko-Regelungen ergebe sich eine EU-rechtliche Kom-
pensationsverpflichtung fir die nicht ausgegebenen Mittel. Hieraus ergebe sich die Notwen-
digkeit der Anpassung des GAP-Strategieplans ab 2025. Auf der Sonder-Agrarministerkonfe-
renz habe sich gezeigt, dass derzeit die Vorstellungen der Lander Uber weitergehende Anpas-
sungen im GAP-Strategieplan weit auseinanderlagen. Deshalb habe nur der Beschluss ge-
fasst werden kénnen, die Beratungen in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe fortzuflihren. In

der nachsten Woche werde es auf der Ebene der Staatssekretarin eine Befassung geben.

Im Rahmen der Diskussion zur GAP werde sich Schleswig-Holstein wie bisher fiir eine Oko-
Regelung einsetzen, an der auch intensiv wirtschaftende Milchviehbetriebe mit Weidehaltung
partizipieren konnten. Es habe erreicht werden konnen, dass die AMK dies immer in ihren
Beschlissen aufgegriffen habe. Sie erinnere insoweit an die Beschlisse aus der Agrarminis-

terkonferenz in Blisum oder der Herbst-AMK in Kiel.

Aktuell schlage der Bund im Rahmen der Anpassung des GAP Strategieplans 2025 eine neue
Oko-Regelung fir Griinlandbetriebe mit einer Begrenzung auf zweimalige Mahd vor. Ob die

Vorschlage des Bundes tatsachlich durchtriigen, wirden die nachsten Wochen zeigen.

Insgesamt sei das Vorsitzjahr der Agrarministerkonferenz fir das neue MLLEV sehr heraus-
fordern gewesen und inhaltlich gepragt von der Diskussion zum Umbau der Nutztierhaltung,
zur Umsetzung des neuen GAP-Strategieplanes sowie den Folgen des Ukrainekrieges fur die
Landwirtschaft. Diese Aufgabe sei ein halbes Jahr nach Griindung des neuen Ressorts gut
gemeistert worden. Vor diesem Hintergrund danke sie auch dem Team im MLLEV, das die

Geschaftsfiihrung hervorragend gemeistert habe.

Auf Fragen der Abgeordneten Schmachtenberg antwortet Staatssekretarin Bennett-Sturies,
die Fachgesprache liefen weiter. Schleswig-Holstein halte an seiner Position fest, auch etwas
fur die Milchviehbetriebe tun zu wollen. Die Schwierigkeit liege flr Schleswig-Holstein darin,
dass andere Lander eigene Landerférderprogramme hatten, die der Milchwirtschaft unmittel-
bar zugutekdmen; diese gebe es in Schleswig-Holstein nicht. Deshalb sei die Betroffenheit in

anderen Landern nicht so grof3.
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Es habe eine Prognose des Thiinen-Instituts zur Inanspruchnahme der Oko-Regelung gege-
ben. Sie habe sich im ersten Durchlauf nicht bestatigt. Dabei misse man bericksichtigen,
dass sie erst vor einem Jahr in Kraft getreten sei. Man befinde sich gewissermaflen noch in
einer Lernphase. Bisher habe es keine Einigung gegeben, ob man Oko-Regelungen, die als
nicht attraktiv einzuordnen seien, bereits nach einem Jahr wieder fallen lasse und dafiir neue
aufsetze. In der nachsten Woche werde man auf Staatssekretarsebene weiter dartiber disku-

tieren. Auch auf Arbeitsebene fanden entsprechende Gesprache statt.

Der Vorsitzende merkt flr seine Fraktion an, es sei wichtig, darauf zu achten, dass die Férder-
gelder dorthin gingen, wo Leute dafiir arbeiteten, und nicht dort, wo man mit Pr@mienoptimie-
rung und Kapital ohne Arbeit Geld verdiene. Das sei nicht im Sinne einer aktiven Landwirt-

schaft.
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3. Bericht des MLLEYV iliber die Situation in den roten Gebieten
nach Umsetzung der neuen Diungeverordnung

Bitte der Abgeordneten Sandra Redmann (SPD) in der 8. Sitzung am
8. Februar 2023

hierzu: Umdruck 20/2414

Frau Bennett-Sturies, Staatssekretarin fir das Ministerium fir Landwirtschaft, landliche
Raume, Europa und Verbraucherschutz, berichtet tiber die Situation in den roten Gebieten
nach Umsetzung der neuen Dingerverordnung und sagt auf Bitte der Abgeordneten Redmann

zu, dem Ausschuss den Sprechzettel zur Verfligung zu stellen (Umdruck 20/2414).

Auf Fragen hinsichtlich des Messstellennetzes verweist Frau Bennett-Sturies auf die Zustan-
digkeit des MEKUN.

Frau Lutjen, Leiterin der Abteilung Landwirtschaft und Veterinarwiesen im MLLEV, geht auf
weitere Fragen des Vorsitzenden ein und weist darauf hin, dass die Vorgaben auch bezlglich
der Messstellen, die nun umgesetzt wirden, Vorgaben der EU-Kommission seien. Es seien
lange Verhandlungen gewesen mit dem Inhalt, wie man es in Deutschland schaffe, ein Din-
gerecht hinzubekommen, das von der Kommission anerkannt werde. In diesen Verhandlungen
seien die Ausweisungen, die Gebiete und die Messstellen verankert. Von daher rate sie davon
ab, die fachliche Diskussion erneut aufzumachen. Deutschland kdnne froh sein, dass die Kom-

mission das Vertragsverletzungsverfahren im Juni eingestellt habe.
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4. Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesjagdgesetzes
und anderer Vorschriften

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 20/1153

(Uberwiesen am 14. Juli 2023)

Anderungsantréage der Koalitionsfraktionen
Umdrucke 20/2362, 20/2382

hierzu: Umdrucke 20/2042 (neu), 20/2154, 20/2155, 20/2156,
20/2164, 20/2166, 20/2170, 20/2171, 20/2173,
20/2174, 20/2175, 20/2176, 20/2177, 20/2178,
20/2179, 20/2180, 20/2184, 20/2197, 20/2362,
20/2382

Frau Bennett-Sturies, Staatssekretarin fir Ministerium fir Landwirtschaft, landliche Raume,

Europa und Verbraucherschutz, flhrt kurz in den Gesetzentwurf ein.

Abgeordneter Gottsch bringt den Anderungsantrag, Umdruck 20/2362 ein und begriindet die-

sen.

AuRerdem wird von den Koalitionsfraktionen der aus Umdruck 20/2382 ersichtliche Ande-

rungsantrag eingebracht.

Abgeordneter Dirschauer legt dar, fir ihn sei nach wie vor nicht geklart, ob es wirklich einen
Bedarf in Schleswig-Holstein gebe. Fir nicht geklart halte er die Rechtssicherheit fiir Jagerin-
nen und Jager im Falle eines Abschusses. Aulierdem bittet er um Erlauterung der von Bun-
desumweltministerin Lemke angeflhrten neuen Auslegung des geltenden Rechts, die sich aus
wissenschaftlichen Erkenntnissen ergebe und Grundlage der geplanten unkomplizierten

Schnellabschisse sei.

Staatssekretarin Bennett-Sturies bestéatigt, dass es um bundesnaturschutzrechtliche Vorga-
ben gehe. Das Naturschutzrecht liege nicht in der Zustandigkeit des Forst- und Jagdministeri-
ums. Das MLLEV habe gepriift, ob es aufgrund der neuen AuBerungen der Bundesumweltmi-
nisterin eventuellen Anpassungsbedarf bei dem vorliegenden Gesetzentwurf gebe. Die Pri-

fung habe ergeben, dass dies nicht der Fall sei.
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Abgeordnete Redmann halt es nicht fur erforderlich, den Wolf in das Jagdrecht aufzunehmen.
Sie meint, dass mit der vorgeschlagenen Anderung keine Rechtssicherheit fiir die Jagerinnen
und Jager im Fall eines Abschusses gegeben sei. Vor diesem Hintergrund kindigt sie Ableh-
nung des Gesetzentwurfs an. Auferdem stellt sie Fragen zu Unfallmeldungen mit Wélfen so-

wie zum geplanten Nachweis Uber die Schiel¥fertigkeit von Jagerinnen und Jagern.

Staatssekretarin Bennett-Sturies legt dar, hinsichtlich einer Verkehrsunfallmeldung sei keine
Regelung vorgesehen. Eine derartige Meldung sei im Wesentlichen erforderlich, um der Ver-

sicherung gegenuber eine entsprechende Bescheinigung vorlegen zu kdnnen.

Herr Krause, Leiter des Referats Oberste Forst- und Jagdbehdrde im MLLEV, legt dar, geplant
sei ein SchielRibungsnachweis. Der Inhalt der Verordnung werde zeitnah nach Verabschie-

dung des Gesetzes auf den Weg gebracht werden.

Im Folgenden gibt es eine kurze Diskussion Uber die Ableistung und den moglichen Erfolg

einer Schiel3ibung.

Mit den Stimmen von CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP und SSW gegen die Stimmen
der SDP nimmt der Ausschuss die aus den Umdrucken 20/2362, 20/2382 ersichtlichen Ande-
rungsantrage an. Auflerdem empfiehlt er dem Landtag mit den Stimmen der Fraktionen von
CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP und SSW gegen die Stimmen der SDP, den vom

Ausschuss geanderten Gesetzentwurf anzunehmen.
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5. Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die
Einrichtung eines Sondervermégens Energie- und Warmewende,
Klimaschutz und Biirgerenergie

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN
Drucksache 20/1395

(Uberwiesen am 20. September 2023 an den Finanzausschuss, den
Umwelt- und Agrarausschuss und den Wirtschafts- und Digitalisie-
rungsausschuss)

hierzu: Umdrucke 20/2159, 20/2212, 20/2214, 20/2227, 20/2230,
20/2231, 20/2232, 20/2240

Der Ausschuss schliefdt sich dem Votum — im gleichen Stimmverhaltnis — des federfiihrenden

Finanzausschusses an.
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6. a) Kein CCS in Schleswig-Holstein und deutschen Kiistengewas-
sern in der ausschlieBlichen Wirtschaftszone (AWZ)

Antrag der Fraktionen von SSW und SPD
Drucksache 20/615 (neu)

(Uberwiesen am 27. Januar 2023 an den Umwelt- und Agraraus-
schuss und den Wirtschafts- und Digitalisierungsausschuss)

b) Auftrag zur Durchfiihrung einer Expertenanhérung:
Wissenschaftliche Erkenntnisse zu CCS beriicksichtigen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN
Drucksache 20/632

(vom Landtag angenommen am 27. Januar 2023)

hierzu: Umdrucke 20/903, 20/1139, 20/1146, 20/1159, 20/1167,

20/1176, 20/1188, 20/1197, 20/1210, 20/1211,
20/1212, 20/1214, 20/1219, 20/1220, 20/1223,
20/1224, 20/1225, 20/1226, 20/1229, 20/1231,
20/1236, 20/1239, 20/1243, 20/1630 (neu),
20/1810, 20/2095, 20/2096, 20/2097, 20/2098,
20/2099, 20/2100, 20/2101, 20/2102, 20/2117,
20/2150

Der Ausschuss stellt diesen Tagesordnungspunkt zurtck.
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7. Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag uber die Flutung der
Havelpolder und die Einrichtung einer gemeinsamen Schieds-
stelle

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 20/1581

(Uberwiesen am 24. November 2023)

Herr Goldschmidt, Minister flir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisie-

rung, fuhrt kurz in den Gesetzentwurf ein.

Auf eine Nachfrage des Abgeordneten Holck erlautert Minister Goldschmidt, die Koordinie-
rungsstelle entscheide. Wichtig sei, dass Schleswig-Holstein mit Blick auf das Landesgebiet
und mit Blick auf Lauenburg mitentscheide. Wie viel Zentimeter betroffen seien, kénne er ak-
tuell nicht sagen, aber nachreichen. Das hange sicherlich von der jeweiligen Hochwassersitu-

ation ab.

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag einstimmig die unveranderte Annahme des Gesetzent-

wurfs.
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8. Bericht des MEKUN iiber die Stellenbesetzung beim LKN

Bitte des Abgeordneten Thomas Holck (SPD) in der 20. Sitzung am
8. November 2023

Frau Gunther, Staatssekretarin im Ministerium fur Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und
Natur, berichtet, mit Stand vom 8. November 2023 seien beim LKN 52 Stellen nicht besetzt
gewesen. Im Haushaltsplan seien 743 Stellen fur den LKN ausgewiesen. Von den 52 nicht
besetzten Stellen seien 31 Stellen mit erfolgreich abgeschlossenen beziehungsweise Aus-
schreibungsverfahren besetzt. Ubernommen wiirden Auszubildende oder dual studierende
Personen. Weitere Stellen seien in der Ausschreibung. Finf Stellen seien den Aufgaben des
Bundesbaus zugeordnet. Ubrig blieben 16 Stellen, die sich in unterschiedlichen Stadien eines

Ausschreibungsverfahrens befanden.

Zu fragen sei, wie die 42 unterschiedlichen Berufsbilder beim LKN mit fachlich qualifiziertem
Personal besetzt werden kénnten. Das Land befinde sich im Wettbewerb mit den Kommunen
und Hamburg. Das sei ein harter Wettbewerb. Daher habe sich der LKN auf den Weg gemacht
und seine Ausschreibungen und Bewerbungen breit aufgestellt. Besucht wiirden alle Berufs-
messen. AuRerdem werde versucht, viele Personen selbst auszubilden und dual Studierende

frihzeitig an den LKN zu binden.

In 2023 seien bereits 61 Stellen erfolgreich besetzt worden. In 2021 seien es 48 Stellen gewe-
sen, in 2022 43 Stellen.

Abgeordnete Holck erkundigt sich danach, ob in der Vergangenheit Stellenstreichungen erfolgt

seien und ob mit dem Stellensoll die kinftigen Aufgaben des LKN erflllt werden kénnten.

Staatssekretarin Glnther halt es fur erforderlich, genau auszutarieren, welche Aufgaben mit
dem vorhandenen Personal erfillt werden kénnten. Sie sei nicht sehr optimistisch, dass allzu
viele zusatzliche Aufgaben Ubernommen werden kdnnten. In dem Moment, in dem der LKN
weitere Aufgaben im Bereich des Klstenschutzes ibernehme, ware das sicherlich mit einem
Stellenaufbau verbunden. — In den letzten Haushaltens seien immer zusatzliche Stellen fur

den LKN geschaffen worden.
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Abgeordneter Dirschauer meint, eine Voraussetzung fur die Beschaftigung von Mitarbeitern
sei ein guter Tarifabschluss. Er erkundigt sich danach, welche Spielrdume es beim Land gebe,
Uber Tarif zu zahlen und ob derartige Zahlungen regelmafig geleistet wiirden. — Staatssekre-

tarin Gunther sagt zu, die Antwort auf diese Frage schriftlich nachzuliefern.

Abgeordneter Holck legt dar, sofern beim LKN zusatzliche Stellen bendtigt wirden, sei seine
Fraktion bereit, das zu unterstitzen. Insgesamt sei er von der Arbeit des LKN uberzeugt und

bedanke sich fur den Einsatz auch wahrend und nach der Sturmflut an der Ostseeklste.

Herr Goldschmidt, Minister flr Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur, bedankt sich
far diese AuBerung und sagt zu, diesen Dank, auch den des Ausschusses an die Mitarbeiter
des LKN weiterzuleiten. Zu einem Lob gehdre immer ein kritischer Blick. Er erinnere daher
daran, dass er gesagt habe, die Kiistenschutzbehérde benétige seiner Auffassung nach Ver-
starkung, um auch bei den Deichschauen so prasent seien zu kénnen, wie er das flr sinnvoll
halte. Er nehme das Lob als Ansporn mit, dafiir zu streiten, Stellen fiir diese Position einzu-

werben.
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9. Bericht der Landesregierung iiber den Verwaltungsaufbau der
Kiistenschutzbehorden in Schleswig-Holstein i.S. § 102 LWG,
deren Zustiandigkeiten und Befugnisse im Rahmen der Gewas-
seraufsicht und Gefahrenabwehr i.S. § 107 LWG, sowie die Zu-
standigkeiten fir die Rechts- und Fachaufsicht in diesem Be-
reich

Antrag des Abgeordneten Thomas Holck (SPD)
Umdruck 20/2334

Der Ausschuss beschlie3t auf Antrag des Abgeordneten Hélck einstimmig, die nachfolgende

Diskussion wortlich wiederzugeben.

Thomas Holck: Wir haben heute wieder festgestellt, wie kompliziert das alles mit dem Lan-
deswassergesetz und den Zustandigkeiten ist. Das gilt auch fir die Fachaufsicht und die
Rechtsaufsicht. Mir und meiner Fraktion ist immer noch nicht ganz klar, wer woflir zustandig
ist. Deshalb haben wir diesen Tagesordnungspunkt gesetzt und sehen vielleicht in einer Vier-
telstunde klarer und haben den Durchblick, der notwendig ist, um das alles beurteilen zu kon-

nen.

Vorsitzender: Dazu hat das Ministerium das Wort. — Wir begrif3en Herrn Dr. Mohr, der lange

warten musste. — Bitte schon.

Tobias Goldschmidt (Minister fir Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur): Vie-
len Dank auch von meiner Seite fur den Berichtsantrag. Herr Holck, Sie haben vor allen Dingen
zum Verwaltungsaufbau der Kistenschutzbehérden gefragt, eine sehr juristische Frage ge-
stellt mit Blick auf § 102 Landeswassergesetz. Das werde ich lhnen gleich ganz genau und

prazise beantworten. Jedenfalls werde ich versuchen, sehr genau und prazise zu sein.

Bevor ich das tue, mdchte ich gern zwei Satze zu der Anhoérung verlieren, die vorhin hier statt-
gefunden hat. Der Kollege von der AG Kistenschutz hat beschrieben, wie er sich den Ostsee-
kiistenschutz fur die Zukunft wiinscht und hat gesagt, dass es ihm wichtig sei, nach vorne zu
gucken. Das geht mir ganz genauso. Wir mussen Uber kiinftigen Kistenschutz an der Ostsee

sprechen.

Er hat diese drei Kategorien aufgemacht von besonders starkem Kistenschutz, dem Schutz

von hohen Sachwerten und Menschenleben und der Frage, wo wir der Natur Raum geben.
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Das werden wir mit der Kustenschutzstrategie 2100 entsprechend beantworten. Er hat aber
auch gesagt, dass er sich eine starke Rolle des Landes wiinscht in der Beratung und in der
Unterstutzung der Wasser- und Bodenverbande, diese Diskussion vor Ort zu flhren. Ich will
hier ausdrucklich sagen, dass wir die liefern werden und dass wir diesem Wunsch entspre-

chend nachkommen werden.

Zu den grundsatzlichen Aufgaben und Aufsichtsfunktionen im Kistenschutz habe ich dem
Ausschuss einen Brief geschrieben. Darauf will ich gar nicht mehr groRartig eingehen. Es gibt
viele Akteure, die flr den Kistenschutz sorgen, angefangen bei den Wasser- und Bodenver-

banden uber den LKN bis hin zur Kistenschutzbehorde in meinem Haus.

Ich gehe jetzt nur auf die Rolle der Kustenschutzbehoérde ein.

Vorsitzender: Ich darf einmal unterbrechen. Wir haben eingangs darlber abgestimmt, dass
ein Wortprotokoll gefiihrt wird. Da waren Sie noch nicht anwesend. Das sage ich nur, damit

Sie das wissen.

Minister Goldschmidt: Das weil} ich. Das kriegen wir auch hin. Ich bin auch gern bereit, im
Nachgang meinen Sprechzettel zur Verfiigung zu stellen. Das macht es vielleicht ein bisschen

einfacher.

Die Kustenschutzbehorden. Der Verwaltungsaufbau der Kiistenschutzbehérden in Schleswig-
Holstein ist zweigliedrig. Geregelt ist dies im Landeswassergesetz, und zwar in § 102. Nach
§ 102 Absatz 1 Landeswassergesetz ist oberste Kustenschutzbehdrde das fur den Kusten-
schutz zustandige Ministerium, also das MEKUN. Nach Absatz 2 der Vorschrift werden untere
Kistenschutzbehdrden von der obersten Kustenschutzbehérde durch Verordnung bestimmt.
Von dieser Verordnungsermachtigung ist Gebrauch gemacht worden. 2006 wurde das Lan-
desamt fur Kistenschutz, Nationalpark und Meeresschutz gegriindet, seit 2007 ist der LKN
als untere Kistenschutzbehdérde fiir den Kistenschutz der gesamten Nord- und Ostseekliste
zustandig. Grundlage hierflr ist die sogenannte LKN-VO, die Landesverordnung Uber die Er-

richtung des Landesamtes flr Kistenschutz, Nationalpark und Meeresschutz.

29



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode
Umwelt- und Agrarausschuss 21. Sitzung am 6. Dezember 2023

Beim LKN bildet im Geschéaftsbereich 4 der Fachbereich 40 die Kustenschutzbehérde; da sind
18 Personen von insgesamt etwa 800 im LKN tatigen Personen mit der Aufgabe der Kisten-
schutzbehoérde betraut. Im MEKUN ist die oberste Kustenschutzbehdrde in der Abteilung 4,
schwerpunktmafig im Referat 43, angesiedelt, dort steht fir die Aufgabe als oberste Kisten-

schutzbehoérde eine Handvoll Personen zur Verfugung.

Jetzt zu den Zustandigkeiten der Kustenschutzbehdrden. Die Aufgabenzustandigkeit ist in
§ 102 Absatz 3 des Landeswassergesetzes enthalten. Dieser Paragraph enthalt eine entspre-
chende Ermachtigung, wonach wiederum die oberste Kustenschutzbehérde — also das
MEKUN — durch Verordnung bestimmt, welche Behérden fiir die einzelnen Aufgaben des Kiis-
tenschutzes zustandig sind. Die einzelnen Aufgaben sind den Klstenschutzbehoérden tber die
Landesverordnung Uber die Zustandigkeit der Wasser- und Kustenschutzbehérden — der so-

genannten WaKuiVO — vom 4. Dezember 2019 zugewiesen worden.

(Heiterkeit Sandra Redmann)

— Ich versuche, heute nicht zu lachen, Frau Abgeordnete Redmann. — Mit einfachen Worten:

In der WaKuVO wird festgelegt, wer welche Kiistenschutzaufgaben zu erledigen hat.

Nun werde ich nennen, welche Aufgaben das MEKUN als oberste Kiistenschutzbehérde hat:
Es ist zustandig fir Planfeststellungen und Plangenehmigungen fiir das Errichten, Beseitigen,
Verstarken oder wesentliche Andern von Landesschutzdeichen, Regionaldeichen in der Tra-
gerschaft des Landes, Sicherungsddmmen und Sperrwerken. Das Ministerium erlasst also die
Planfeststellungsbeschlliisse zum Beispiel flr die regelmaRigen Deichverstarkungen, durch
die die Deiche fitter fur den Klimawandel gemacht werden. Rechtsgrundlage hierfur ist § 4
Absatz 1 Satz 1 der WaKuVO.

Nach § 4 Absatz 2 Satz 1 WaKuVO ist fir alle Gbrigen Aufgaben der LKN als untere Kisten-
schutzbehoérde zustandig. Es besteht also eine umfassende Auffangzustandigkeit. Die Zustan-
digkeit des LKN schlie3t damit auch die Durchfiihrung der Aufsicht und der Gefahrenabwehr
— § 107 LWG — sowie die Durchfiihrung des gewasserkundlichen Messdienstes — § 90 LWG

— ein, Letzteres zusammen mit dem Landesamt fir Umwelt.
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Kistenschutzbehorden sind fur die Gewasseraufsicht und Gefahrenabwehr im Bereich des

Kistenschutzes zustandig.

Zunachst zu den Aufgaben der Gewasseraufsicht der Kustenschutzbehdrde. Sie ist in § 107
Absatz 1 LWG geregelt: Die Befugnisse der Kustenaufsichtsbehdrden im Rahmen der Gewas-
seraufsicht, hier zustandigkeitshalber das LKN als untere Kiistenschutzbehérde, erstrecken
sich nach § 107 Absatz 1 LWG auf die Uberwachung tiber den ordnungsgemaRen Bau, den
Zustand und die Benutzung der Deiche, Sicherungsdamme, Sperrwerke und sonstigen (Kls-

ten-)Hochwasserschutzanlagen.

Nach § 107 Absatz 2 Satz 1 LWG (iberwacht die untere Kiistenschutzbehérde im Ubrigen die
Erfillung der nach den kistenschutzrechtlichen Vorschriften bestehenden Verpflichtungen.
Das sind die materiell-rechtlichen Regelungen, die den Kistenschutz betreffen, aus den
§§ 65 ff. LWG.

Das klingt sehr technisch, daher einmal ein plastisches Beispiel: RegelmaRig gibt es Begeh-
ren, nahe an der Kiste bauliche Anlagen zu errichten, zum Beispiel Ferienhauser oder Gast-
ronomie. Hierflr beabsichtigten die Gemeinden den Erlass von Bebauungsplanen. Der LKN
wird dann im Vorwege beteiligt, damit geprift werden kann, ob die Vorhaben der Kommunen

kistenschutzrechtlich zulassig sind.

Ich komme zum zweiten Punkt, den Gefahrenabwehrmal3nahmen, geregelt in § 107 Absatz 2
und 3 LWG: Nach § 107 Absatz 2 Satz 1 LWG Uberwachen die Kustenschutzbehdrden die
Erfullung der nach den kistenschutzrechtlichen Vorschriften bestehenden Verpflichtungen.
Das habe ich gerade schon einmal deutlich gemacht. Sie treffen weiterhin nach pflichtgema-

Rem Ermessen die erforderlichen MalRnahmen, also die GefahrenabwehrmalRnahmen.

§ 107 Absatz 3 LWG konkretisiert dies: Die unteren Kustenschutzbehdrden treffen die erfor-
derlichen MaBnahmen zur Abwehr von Gefahren fur die Kistengewasser und zur Abwehr von
Gefahren, die durch Sturmfluten und Hochwasserereignisse, den Zustand oder die Benutzung
der Kistengewasser, Deiche, Sicherungsdamme, Sperrwerke und sonstigen (Kisten-)Hoch-
wasserschutzanlagen hervorgerufen werden und die 6ffentliche Sicherheit bedrohen. Damit
besteht fir den LKN als untere Kiistenschutzbehérde aus seiner Uberwachungsaufgabe her-

aus eine spezifische Anordnungsbefugnis. Das heil}t, es besteht die Befugnis zum Erlass von
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ordnungsrechtlichen Verfiigungen im Rahmen der Gefahrenabwehr fir Gefahren, die dem
Kistengewasser drohen beziehungsweise vom Kiistengewasser ausgehen, sowie beim Ver-
stol® gegen kistenschutzrechtliche Vorschriften. Die untere Kiistenschutzbehdrde wird hierbei

als Sonderordnungsbehorde tatig.

Auch dazu ein kurzes Beispiel: Der LKN hat in diesem Jahr Kenntnis davon erhalten, dass vor
Arnis am Deichfuld ein Beachvolleyballfeld gebaut worden ist. Der LKN hat in seiner Funktion
als Kustenschutzbehoérde darauf hingewirkt, dass dieses Beachvolleyballfeld abgebaut wurde.

Der Riuckbau war rechtzeitig vor der Sturmflutsaison erfolgt.

Jetzt zu den verschiedenen rechts- und fachaufsichtlichen Zustandigkeiten. Die Struktur der

Aufsicht folgt dem eingangs genannten zweigliedrigen Verwaltungsaufbau.

Das MEKUN als oberste Kistenschutzbehdrde bt die Fachaufsicht Gber den LKN als untere
Kistenschutzbehorde aus. Fachaufsichtliche Befugnisse seitens des LKN Uber andere Behor-
den bestehen nicht. Eine Rechtsaufsicht im Bereich der Klistenschutzbeho6rden, die neben der
zuvor genannten Fachaufsicht besteht, gibt es nicht, da die Aufgaben der Kiistenschutzbehor-
den nicht dem Selbstverwaltungsrecht unterliegen. Die Kiistenschutzbehdrden sind klassische

Behorden der staatlichen Verwaltung und keine Selbstverwaltungskorperschaften.

Mir ist vollig bewusst, dass meine Ausfiihrungen in Teilen sehr technisch und juristisch waren.

So war aber auch die Frage. Deswegen sehen Sie mir das bitte nach.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Minister. — Gibt es dazu Nachfragen? — Das ist der Fall. Herr
Holck von der SPD-Fraktion.

Thomas Holck: Vielen Dank fur die Beantwortung der ziemlich juristischen Frage. — Zu dem
Bericht. Die Frage ist doch: Fachaufsicht, Rechtsaufsicht bei den Regionaldeichen. Ich habe
es in dem Umdruck, aber auch eben in lhrem Bericht so verstanden, dass das LKN als untere

Kistenschutzbehorde durchaus eine Fachaufsicht hat und am Ende auch eine Rechtsaufsicht.
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Also wenn ich in Arnis einen Mangel feststelle, namlich dass ein Volleyballfeld in die Abmes-
sungen des Aulendeiches reingebaut wurde, und darauf gedrungen wurde, dass das zuriick-
gebaut wird, auch eine Abnahme durch eine Mitarbeiterin des LKN erfolgt ist, dann ist das fur

mich doch eine Fachaufsicht.

Minister Goldschmidt: Auch dies ist eine sehr juristische Frage, die ich versucht habe, in
meinem Schreiben an den Ausschuss mdglichst einfach zu beantworten. Ich wiirde an dieser
Stelle, weil es eine Nachfrage zu der Beantwortung ist, an den Juristen abgeben, warum tber

Selbstverwaltungskdrperschaften keine Fach- oder Rechtsaufsicht beim Land besteht.

Dr. Mohr (Leiter des Referats Rechtsangelegenheiten im MEKUN): Vielen Dank. — Herr Vor-
sitzender! Die Begrifflichkeiten sind in der Tat verwirrend und schwer verstandlich. Es ist tat-
sachlich so, dass der Begriff ,,Fachaufsicht” rechtlich belegt ist und meint, dass in dem Ober-
Unterordnungsverhaltnis die Behdrdenstruktur eine Behdrde die Fachaufsicht flr eine andere
Behorde ist, die oberste Wasserbehorde uber die untere Wasserbehorde, bei den Natur-

schutzbehoérden genauso und so weiter.

Bei Selbstverwaltungskorperschaften, wie es die Wasser- und Bodenverbande und die Ge-
meinden sind, hat die Kommunalaufsicht Gber die Kommune nur eine Rechtsaufsicht. Bei den
Wasser- und Bodenverbanden ist es im Prinzip parallel zu den Gemeinden. Da gibt es nur
eine Rechtsaufsicht. Die ist primar bei den Kreisen innerhalb des Kreisgebiets angesiedelt.

Oberste Rechtsaufsichtsbehorde ist dann wiederum das Ministerium.

Beim Fall Arnis — um das am Beispiel konkret zu machen — hat der LKN nicht als Fachauf-
sichtsbehdrde eine Zustandigkeit, sondern als untere Kustenschutzbehdrde, die sozusagen
darauf achtet, dass die kiistenschutzrechtlichen Vorgaben eingehalten sind. In dem Fall Arnis
war es eben so, dass dem LKN bekanntgeworden ist, dass dort rechtswidrig ein Beachvolley-
ballfeld am Deichfuf3 errichtet worden ist. Daraufhin ist der LKN als Kistenschutzbehdrde tatig
geworden, aber eben nicht als Fachaufsicht Gber den Wasser- und Bodenverband. Das war ja
auch nicht der Wasser- und Bodenverband, der da was errichtet hat, sondern jemand anders.
Der LKN hat als Kistenschutzbehoérde dafiir gesorgt, dass dieses Feld wieder zuriickgebaut

wird - sozusagen als Gefahrenabwehrmaflinahme.

(Thomas Holck: Das verstehe ich nicht! — Zuruf: Immer noch nicht?)
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Vorsitzender: Haben Sie noch eine Anmerkung, Herr HAlck?

Thomas Holck: Es gibt Mangel an den Deichen, den Regionaldeichen, die durchaus bekannt
sind. In welcher Form werden die denn nun beseitigt? Welche Funktion hat das LKN gegen-

Uber den Regionaldeichen, dass diese Mangel beseitigt werden?

Am Ende ist es doch so, dass ich, wenn ich darauf dringe, dass Mangel beseitigt werden, ich
fachlich auch gucken muss, wie diese Mangel beseitigt werden. Dann ist es fir mich doch
wieder eine Fachaufsicht. Denn ohne fachliche Kenntnisse kann man eigentlich keine Man-

gelbeseitigung kontrollieren.

Das kann ich nicht akzeptieren. Ich verstehe es auch wirklich nicht. Wenn ich etwas beauf-
sichtige und gucke, ob etwas beseitigt ist, dann muss ich das auch fachlich beurteilen. Dann

ist es flr mich eine Fachaufsicht.

Dr. Mohr: Wahrscheinlich verwirrt der Begriff der Fachaufsicht mehr, als dass er an dieser
Stelle nutzt. Es ist sicherlich richtig, dass der LKN sozusagen fachlich kompetent ist, das be-
urteilen zu kénnen, wobei wir eben die originare Zustandigkeit sehen missen. Es ist geregelt,
wer flir welche Deiche zustandig ist. Bei den Regionaldeichen sind es in der Regel die Wasser-
und Bodenverbande. Sie haben originar die Aufgabe, die Unterhaltung so sicherzustellen,
dass der Deich standig wehrfahig ist in der Dimension, in der er angelegt ist. Das ist natlrlich
die Voraussetzung. Der LKN hat dann die Aufgabe, die Funktion, fachlich im Blick zu halten,

dass keine Verstdlie gegen Unterhaltungsaufgaben und so weiter bestehen.

Vorsitzender: Frau Redmann hat das Wort.

(Sandra Redmann: Herr Dirschauer! Herr Dirschauer hat sich zuerst gemeldet!)

— Entschuldigung. Herr Dirschauer hatte sich zuerst gemeldet. — Herr Dirschauer vom SSW.

Christian Dirschauer: Vielen Dank, Herr Minister. — Im Kontext des Fachgesprachs eingangs
noch mal eine Nachfrage zu § 68 Landeswassergesetz, zu den Zustandigkeiten. Herr Rohde

hat unter Bezugnahme auf den Absatz 2 Folgendes gesagt. Ich lese Ihnen noch einmal vor:
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»Haben sich Aufgabe oder Bedeutung eines Deiches geandert, ist er entsprechend

umzuwidmen.”

Aus dem Absatz 2 heraus hat er gesagt, das Land sei zustandig, das Land solle, kdnne initiativ

tatig werden.

Nun bin ich kein Jurist, habe aber immerhin 20 Jahre lang mit Rechtsmaterie in der Verwaltung

gearbeitet. Nehme ich den Absatz 4 hinzu, lese ich das tatsachlich anders.

Ich will einer Legendenbildung vorbeugen. Auch wenn ich als Oppositioneller der Regierung
nicht beispringen will — ich will konstruktive Oppositionsarbeit leisten —, lese ich das anders.
Vielleicht mégen Sie das noch einmal erlautern und darstellen, um einer Legendenbildung

vorzubeugen.

Minister Goldschmidt: Erst einmal glaube ich, dass es jetzt eigentlich darum gehen muss,
einen zukunftsfahigen Kistenschutz an der Ostsee aufzubauen. Das ist jetzt mein Hauptinte-
resse. Deswegen sind die juristischen Fragestellungen immer total spannend und oft auch
wichtig und machen auch Spal3. — Das wird jetzt hier ja alles protokolliert. Vielleicht konnen

wir den Punkt aus dem Protokoll herausnehmen.

(Sandra Redmann: Es ist ein Wortprotokoll!)

Meine Lesart des Paragraphen ist, dass man wissen muss, dass die Regionaldeiche haufig in

privatem Eigentum sind.

Absatz 2 sagt: Wenn sich die Dinge geéndert haben, dann muss ein Deich umgewidmet wer-
den. — Das sagt er materiell. Gleichzeitig konkretisiert Absatz 4, dass das auf Antrag derjeni-
gen geschehen muss, die fur den Deich verantwortlich sind. Insofern vermute ich, wir haben

eine dhnliche Lesart des Gesetzes.

Konkret werden wir es so machen, dass wir mit den Akteuren vor Ort besprechen, was in der
Region das Beste ist. Wir werden eine Vulnerabilitdtsanalyse machen, wo die Deiche verstar-

kungswurdig sind. Wir werden mit den Akteuren vor Ort sprechen, ob die Akteure vor Ort den
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Deich entsprechend verstarken wollen oder ob sie sich dadurch Gberfordert sehen und wir
sozusagen die Verantwortung zum Land ziehen und daraus Landesschutzdeiche machen.
Das ist unser Vorgehen, wie es auch gerade von den Wasser- und Bodenverbanden letztlich

vorgeschlagen worden ist. Wir sind da sehr synchron unterwegs.

Vorsitzender: Herr Dirschauer hat eine direkte Nachfrage.

Christian Dirschauer: Nein, keine Nachfrage. — Vielen Dank fir die Antwort, die sozusagen
darstellt, dass das keine juristischen Spitzfindigkeiten sind, sondern es an dieser Stelle darum

geht, wie wir das weitere Verfahren managen. Darauf wollte ich hinaus.

Vorsitzender: Frau Redmann.

Sandra Redmann: Erst einmal vielen Dank fiir den Bericht. — Klar wollen wir auch in die Zu-
kunft gucken, aber ich muss ehrlich sagen, es ist, wie Herr Holck schon gesagt hat, nicht so
ganz einfach nachzuvollziehen und zu verstehen. Letztlich sind wir Gesetzgeber, und wir kon-

nen Dinge andern und verstandlich machen.

Wenn man schon flinf Leute braucht, um etwas zu erklaren, und dann trotzdem alle irgendwie
ratlos dasitzen, ist irgendetwas nicht richtig. Wir sollten uns einmal Gedanken dariiber ma-
chen, ob nicht eine Mdglichkeit besteht. Es ist ja gut, dass es noch einmal erlautert wurde und
dass das Ding irgendwann sozusagen zu ist und man sich mit anderen Dingen beschéftigen
kann. Ich finde schon, dass wir uns da Gedanken machen sollten. Vielleicht kann man etwas
Energie reinstecken, zu gucken, ob man da etwas andern musste oder kdnnte, was fur uns
alle hilfreich ist, vor allem fur die Betroffenen und fur die, die sich vielleicht Vorwurfen ausset-

zen mussten und sich dabei nicht so ganz wohlgeflihlt haben — in welcher Form auch immer.

Wichtig ist, dass wir es verstehen und letztlich Abhilfe schaffen. Das ist unsere Aufforderung.
Da unterstiitzen wir gern. Wir kbnnen sagen, was wir verstehen und was wir nicht verstehen.

Das ware sicherlich ein wichtiger Punkt.

Vorsitzender: Herr Holck méchte erganzen.

36



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode
Umwelt- und Agrarausschuss 21. Sitzung am 6. Dezember 2023

Thomas Holck: Danke, Herr Vorsitzender. — In dem Umdruck 20/2244 steht, dass das LKN

nach diesem omindsen § 107 Landeswassergesetz als Sonderordnungsbehdérde im Bereich

Kistenschutz handelt und Ordnungsverfugungen nach pflichtgemaRRen Ermessen erlassen
kann. Gegen eine Ordnungsverfugung kann ich Widerspruch einlegen. Davon gehe ich aus.
Dann muss irgendjemand bewerten, ob der Widerspruch gerechtfertigt ist. Ist das nun eine

Rechtsaufsicht, wenn ich das rechtlich bewerten muss?

Katja Gilinther (Staatssekretarin im Ministerium fir Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und
Natur): Ich versuche einmal, mich anders zu ndhern. Das wéare im Grunde genommen eine
sonderpolizeiliche Aufgabe. Wenn der Sofortvollzug angeordnet ist, kbnnen Sie sofort vollstre-
cken. Dagegen kann man Rechtsmittel einleiten. Aber Sie bewegen sich dann nicht mehr im

aufsichtsrechtlichen Verhaltnis.

Ich habe mir eben aufgrund lhres Beitrages noch einmal die Regeln des Landesverwaltungs-
gesetzes angeguckt. Da wird beschrieben, was Fachaufsicht ausmacht. Wenn zum Beispiel
Fachaufsicht besteht zwischen dem Umweltministerium und dem LKN und ich etwas vom LKN
mochte, bitte ich um einen Bericht, ich erlasse einen Erlass, und es ist immer klar, dass ich
von der Hierarchie vorgesetzt bin und der LKN das machen muss. Da gibt es auch kein Rechts-

mittel im normalen Miteinander.

Wenn ich mit den Wasser- und Bodenverbanden als Selbstverwaltungsorganisation so reden
wlrde, dann wirde Herr Gloy nicht mehr so freundlich Gber mich reden. Er wiirde mir auch
sagen: Du hast gar kein Mittel, du kannst mich gar nicht um einen Bericht bitten, du kannst mir

keinen Erlass geben, das ist wider die Selbstverwaltung.

Sie sprechen ja sehr genau das Spannungsfeld an. Das eine ist die Behdrdenhierarchie, also
die klassische Dimension einer Dienstaufsicht, einer Fachaufsicht, wo ich als obere Behorde
der unteren Beho6rde sage, wie ich mir die Welt vorstelle, und die untere Behdérde sich daran
halten muss. Bei den Regionaldeichen und bei den Unterhaltungspflichten reden wir immer
davon, dass es eine Selbstverwaltungsorganisation macht, die selber bestimmt, wie der

Schutzstandard des Regionaldeichs sein soll.

Herr Hennings hatte das vorhin mit den 200 und den 20 Jahren gesagt. Das bestimmt der

Wasser- und Bodenverband in seiner Aufgabe als Selbstverwaltung. In dem Moment obliegt
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ihm als Selbstverwaltungsorganisation die Unterhaltungspflicht. Da ist der LKN erst mal raus.
Es gibt da keinen Aufsichtsstrang, so wie ich ihn als Umweltministerium gegeniber dem LKN
hatte.

Wenn der LKN aber merkt, da lauft etwas ganz schrag und alle Dinge werden gebrochen oder
negiert — wie zum Beispiel des Beachvolleyballfeldes —, dann kann er sagen: Das muss weg.
— Dann agiert er im Grunde wie eine Bauordnungsbehoérde oder eine andere Gefahrenabwehr-

behodrde. — Vielleicht ist es so deutlicher geworden.

Thomas Hoélck: Das mit der Baubehdrde habe ich wenigstens verstanden.

(Heiterkeit)

— Na ja, man muss es verstehen. Sonst braucht man sich nicht hier hinzusetzen. — Dann be-
steht die Moglichkeit, dass man als LKN Ordnungsverfiigungen erlassen kann. Ist das denn
gemacht worden bei all den Mangeln, die wir offensichtlich an diesen Deichen haben? Gibt es

in der Vergangenheit Ordnungsverfliigungen, die erlassen worden sind?

Vorsitzender: Sie dirfen antworten.

Staatssekretarin Glinther: Das nehmen wir mit.

Minister Goldschmidt: Das werden wir schriftlich beantworten.

Vorsitzender: Wir haben diesen Tagesordnungspunkt umfassend beraten. Vielen Dank flr

die Ausfuhrungen.
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10. Bericht der Landesregierung zu den Ergebnissen der Ermittlun-
gen des Olunfalls am Nord-Ostsee-Kanal

Antrag des Abgeordneten Thomas Holck (SPD)
Umdruck 20/2332

Herr Goldschmidt, Minister fur Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur, berichtet, vor
etwa einem Jahr seien 300.000 Liter Rohol auf dem Nord-Ostsee-Kanal ausgetreten, dass zu
weiten Teilen habe aufgefangen und separiert werden kdnnen. Er habe zum letzten Mal am
31. Mai 2023 dariber berichtet. Die Ergebnisse des Fischmonitorings hatten noch ausgestan-
den. Im Nachgang der Beratung sei dem Ausschuss ein schriftlicher Evaluationsbericht zuge-

leitet worden.

Inzwischen kdnne er sagen, dass samtliche Untersuchungen im Rahmen des Umweltmonito-
riums unauffallig geblieben seien. Nach Einschatzung des Ministeriums kdnne man nicht von

irgendwelchen bleibenden Schaden am Gewasserkdrper ausgehen.

In der letzten Woche habe es eine Medienberichterstattung Gber die Einstellung des staatsan-
waltschaftlichen Ermittlungsverfahrens gegen den Betriebsleiter der Raffinerie Heide gege-
ben. Es habe kein hinreichender Tatverdacht festgestellt werden kénnen. Deswegen sei das
Verfahren gemal § 170 Absatz 2 Strafprozessordnung eingestellt worden. Weiteres zu dem

Ermittlungsverfahren kénne er nicht sagen.

Zurzeit finde noch ein Bodenaustausch an der Schadstelle in der Verantwortung der unteren
Bodenschutzbehdrde des Kreises Dithmarschen statt. Die Bodensanierung sei noch im

Gange.

Was ebenfalls noch laufe, sei die Ermittlung der Schadenskosten. Es gingen immer noch
Rechnungen beim Havariekommando ein. Die Geltendmachung dieser Kosten gegenlber
Dritten werde nicht durch das Land oder das Havariekommando erfolgen, sondern durch die

WasserstralRen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes.

Minister Goldschmidt verneint die Frage des Abgeordneten Kumbartzky, ob bereits klar sei,

wer Kostentrager sei.
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Auf Fragen des Abgeordneten Kumbartzky legt Minister Goldschmidt dar, festgestellt worden
sei, dass die Leckage durch Korrosionen an einer Stelle entstanden sei, die nicht entspre-
chend der Genehmigung errichtet worden sei. Die Einstellung des strafrechtlichen Ermittlungs-
verfahrens bedeute nicht, dass kein Verursacher gefunden werden kénne. Die Definition des
Verursachers liege aber nicht beim Land, sondern beim Havariekommando. Insofern kénne er

nichts weiter dazu sagen.

Die Fachleute seines Hauses seien der Auffassung, dass es keine Notwendigkeit gebe, an der

Rohrfernleitungsverordnung Anderungen vorzunehmen.
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11. Bericht liber den wissenschaftlichen Bericht zum Zustand der
deutschen Nord- und Ostsee im Rahmen der EU-Meeresstrate-
gie-Rahmenrichtlinie (MSRL)

Antrag der Abgeordneten Cornelia Schmachtenberg (CDU) und Silke
Backsen (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Umdruck 20/2291

hierzu: Umdruck 20/2376

Herr Goldschmidt, Minister fur Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur, legt dar, der
Zustand von Nord- und Ostsee sei immer noch schlecht. Das werde in den Berichten deutlich,
die von der Bund-Lander-Arbeitsgemeinschaft Nord- und Ostsee erstellt worden sei, die sich

gerade in der Anhdrung befinde.

Den Gegenstand der Anhérung und den Stand des aktuellen Berichts stellt Frau Junge, Mitar-
beiterin im Referat Meeresschutz, Nationalpark im MEKUN anhand eines PowerPoint-Vortra-
ges vor (Umdruck 20/2376).

Abgeordnete Schmachtenberg erkundigt sich nach besonders erfolgreichen MalRnahmen, ei-

ner Evaluation der MaRnahmen sowie signifikanten Verschlechterungen.

Frau Junge legt dar, es seien Fortschritte bei der Eutrophierung erzielt worden. Die Nahrstoff-
gehalte seien zurlickgegangen, aber noch nicht im erforderlichen Male. Langfristig sei zu er-

kennen, dass es in Schutzgebieten Verbesserungen gebe.

Eine Evaluation finde im Rahmen des MalRhahmenprogrammes alle sechs Jahre statt. Die
vorhandenen MafRnahmen wirden einer Wirksamkeitsanalyse unterzogen. Aufierdem gebe
es eine Defizitanalyse. Im letzten Zyklus sei das schwierig zu bewerten gewesen, weil viele
MafRnahmen lange brauchten, bis sie wirkten. Beispielhaft nennt sie Schifffahrtsmalinahmen,

die international abzustimmen seien.

Auf Fragen der Abgeordneten Redmann antwortet Frau Junge, eine MaRnahme, die wirksam
sei, sei beispielsweise eine im Rahmen der Schifffahrt. In der Ostsee sei ein sogenanntes
NECA-Gebiet eingeflhrt worden, in dem Stickstoffeintrage aus der Schifffahrt reduziert wor-

den seien. Diese Mallnhahme sei abgeschlossen. Es sei aber schwer zu beurteilen, welche
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konkreten Auswirkungen einzelne MalRnahmen hatten. Es sei sehr komplex; mehrere Maf3-
nahmen wirkten haufig ineinander. Deutlich zu erkennen sei, dass, wenn man die Schadstof-
feintrdge reduziere, die Sichttiefen stiegen und sich beispielsweise Seegras in groReren Tiefen

verbreite.

Auf Fragen der Abgeordneten Backsen geht Frau Junge zunachst auf die Verbindlichkeit der
regionalen Aktionsplane ein. Hierbei handele es sich um regionale Ubereinkommen, die zwar
ratifiziert, aber nicht sanktionierbar seien. Es handele sich um eine Zusammenarbeit von Staa-

ten, die ambitioniert vorangetrieben werde.

Zu jedem der Umsetzungsschritte in den Zyklen gebe es eine Replik der Europaischen Kom-
mission. Bislang sei es so gewesen, dass sich die Replik stark auf das formale Berichtswesen

konzentriert habe.

Abgeordnete Redmann halt es fir notwendig, auch schadliche Eingriffe zu verhindern. Bei-
spielhalft nennt sie den Bau der Fehmarnbelt-Querung und Offshore. Sie erkundigt sich in
diesem Zusammenhang nach konkreten MaRnahmen. — Frau Junge legt dar, sie konne eine
konkrete MalRnahme nennen. Schadlich seien bestimmte Fischereiformen. Die Fischereimal3-
nahmen umfassten beispielswiese die Einfihrung von fischereifreien Zonen im Rahmen der
Gemeinsamen Fischereipolitik. Diese seien gerade im Rahmen langer Verhandlungen in der
Nordsee umgesetzt worden. Die Mal3nhahme werde durch ein Forschungsvorhaben begleitet.
Ein weiteres Beispiel sei die Aufristung von Klaranlagen durch Einbau einer vierten Reini-

gungsstufe bei grol3en Klaranlagen; dadurch wirden Stoffeintrage reduziert.

Abgeordnete Redmann merkt an, verwunderlich sei, dass die Stellnetzfischerei in der Flens-
burger Férde, die Danemark bereits verboten habe, in Schleswig-Holstein immer noch erlaubt
sei. Dies sage sie in dieser Debatte, auch wenn ihr klar sei, dass Minister Goldschmidt nicht

fur Fischerei verantwortlich zeichne.

Minister Goldschmidt legt dar, dass er mangels Zustandigkeit keine Stellung zu diesem Thema

nehmen werde.

Er legt grundsatzlich dar, dass das Berichtswesen um einen zentralen Punkt kreise. Das Be-

richtswesen sei gut und richtig, aber am Ende entscheide Uiber konkrete Malknahmen, die zu
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einer Verbesserung des Zustandes fihrten, die jeweils zustandige Stelle. Haufig sei das die
Landespolitik. Im Folgenden geht er kurz auf Schwierigkeiten und Widerstande bei der Um-

setzung von entsprechenden Regelungen ein.
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12. a) Bericht der Landesregierung zum Konsultationsprozess Natio-
nalpark Ostsee nach Abschluss der Workshop-Phase

b) Bericht der Landesregierung zum Sachstand des Verfahrens
zum Nationalpark Ostsee

Antrag der Abgeordneten Sandra Redmann (SPD)
Umdruck 20/2333

Herr Goldschmidt, Minister fur Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur, berichtet, es
habe ein Verzahnungsworkshop stattgefunden, in denen die verschiedenen Botschafterinnen
und Botschafter der Fachworkshops teilgenommen hatten. Dort seien verschiedene Fragen
gestellt worden, unter anderem, welche MalRhahmen zu einem verbesserten Gebietsschutz
ergriffen werden kénnten, sollte es nicht zu einem Nationalpark kommen. Es sei die Frage

gestellt worden, wie ein eventuelles Nationalparkgesetz aussehen musste.

Der Moderator werde den Abschlussbericht zeitnah zur Verfliigung stellen. Er rechne damit,
ihn in den nachsten Tagen zu erhalten. Der Ergebnisbericht werde umgehend 6ffentlich ge-
macht. Auf der Grundlage dieses Berichtes werde innerhalb der Landesregierung beraten wer-
den, welchen Vorschlag die Landesregierung zu einem verbesserten Schutz der Ostsee ma-

che. Sobald die Landesregierung soweit sei, werde sie den Ausschuss dartber informieren.

Auf die Frage der Abgeordneten Redmann (ber das weitere Vorgehen legt Minister Gold-
schmidt dar, den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Konsultationsprozesses zu einem
mdglichen Nationalpark Ostsee sei immer gesagt worden, dass das, was sie eingebracht und
erarbeitet hatten, seitens der Landesregierung bertcksichtigt werde. In den nachsten Wochen
werde vom Moderator ein Ergebnisbericht der Konsultationen vorgelegt werden. Dies flie3e in
eine Entscheidungsfindung der Landesregierung ein. Das werde man sich daher anschauen

und innerhalb der Landesregierung beraten, was man daraus mache.

Parallel sei das Umweltministerium auch vor dem Hintergrund der Daten und Fakten, die unter
Tagesordnungspunkt 11 dargelegt worden seien, dabei, vorzubereiten, wie ein verbesserter
Ostseeschutz fachlich umgesetzt werden kénne. Dartiber werde innerhalb der Landesregie-

rung intern beraten werden.
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Der Ministerprasident habe sich so gedulRert, dass die Landesregierung Mitte Februar einen
gemeinsamen Vorschlag vorlegen wolle, was flr einen verbesserten Ostseeschutz gemacht

werden solle.
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13. Masterplan zum Schutz der Ostsee des Kreises Schleswig-Flens-
burg

Antrag der Abgeordneten Sandra Redmann (SPD)
Umdruck 20/2314

- Verfahrensfragen —

Der Ausschuss kommt auf Antrag der Abgeordneten Redmann Uberein, in seine nachste Sit-
zung am 17. Januar 2024 Vertreter des Kreises Schleswig-Flensburg einzuladen, um sich den

Masterplan des Kreises zum Schutz der Ostsee vorstellen zu lassen.

Herr Goldschmidt, Minister fiir Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur, weist in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass die Uberlegungen des Kreises in die Uberlegungen der Lan-

desregierung zu einem verbesserten Schutz der Ostsee einfléssen.
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14. Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesnaturschutz-
gesetzes

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP
Drucksache 20/1586

(Uberwiesen am 23. November 2023)

Der Ausschuss kommt einstimmig auf Antrag des Abgeordneten Kumbartzky tberein, eine

schriftliche Anhérung durchzufiihren.

Die Benennung der Anzuhdrenden soll gegentiber der Geschaftsfiihrung bis zum 15. Dezem-
ber 2023 erfolgen. Die Frist bis zur Abgabe der Stellungnahme wird auf Ende Januar 2024
festgelegt.
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15. Information/Kenntnisnahme

Umdruck 20/2275, Schreiben Pferdestammbuch (im Nachgang zur
NORLA)

Umdruck 20/2278, Wolfsmanagement

Umdruck 20/2285, Beschliisse des 35. Altenparlaments am 29. Sep-
tember 2023

Umdruck 20/2331, Stand der Munitionsbergung in Schleswig-Holstein

Der Ausschuss nimmt die oben aufgefuhrten Umdrucke zur Kenntnis.
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16. Verschiedenes

a) Sachstandsbericht des MEKUN iliber Ministerkonferenzen

Herr Goldschmidt, Minister flr Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur, legt dar, in der
vergangenen Woche habe im Munster die 101. Umweltministerkonferenz stattgefunden. Das
Besondere an einer Umweltministerkonferenz sei, dass es ein Einstimmigkeitsprinzip gebe,

also einen Zwang zur Einigung.

Es seien verschiedene Beschlisse gefasst worden. Da die Beschlusse 6ffentlich seien, greife

er nur einige heraus.

Zum Meeresnaturschutz sei es um die Verbesserung der Erhaltungszustande von marinen
Lebensraumtypen gegangen, die Verringerung der Nahrstoff- und Schadstoffeintrage, die
Schaffung von Riickzugs- und Ruherdumen, die Notwendigkeit, dafir personelle und finanzi-
elle Ressourcen zu haben, und die Tatsache, dass es den Umweltministerinnen und -ministern
wichtig sei, die Mittel aus der Versteigerung der Offshore-Lizenzen dauerhaft fur die genannten

Zwecke sowie eine nachhaltige Fischerei einzusetzen.

Es sei ein Beschluss zur Starkung des Havariekommandos gefasst worden. Das sei insofern
wichtig, als nicht nur Kustenlander in der Umweltministerkonferenz vertreten seien und es
auch immer um die Finanzierung des Havariekommandos und eine ausreichende Ausstattung

gehe.

Weiteres Thema sei die EU-Verordnung zur Wiederherstellung der Natur gewesen. Einver-
nehmen habe bestanden, Umsetzungsinstrumente zu schaffen, sodass Flachen wiederherge-
stellt werden kdnnten. Es gebe eine parteilbergreifende Forderung nach Einrichtung eines
Umweltfonds und ein gemeinsames Unterstreichen der Notwendigkeit der Fortfiihrung des
Aktionsprogramms naturlicher Klimaschutz. Das sei ein wichtiges Signal an die Bundesregie-
rung, denn das Aktionsprogramm Klimaschutz sei auch vom Urteil des Bundesverfassungs-

gerichts betroffen.

Auf Initiative des Landes Rheinland-Pfalz sei es um das Thema Hochwassereigenvorsorge
gegangen. Beschlossen worden sei, obwohl es sich nicht um eine staatliche Vorsorge han-

dele, dass so etwas wie ein Férderprogramm aufgelegt werden solle, um die Eigenvorsorge
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zu starken. Diejenigen, die Eigenvorsorge betrieben, sollten bei einer Elementarschadenver-

sicherung profitieren.

Der medial wirksamste Beschluss sei der zum Umgang mit dem Wolf gewesen, insbesondere
auf Drangen des Landes Mecklenburg-Vorpommern, aber auch Niedersachsen und Hamburg.
Es sei darum gegangen, in Regionen mit starkem Wolfsvorkommen die Rechtssicherheit des
Abschusses von Problemwolfen, die HerdenschutzmalRnahmen GUberwéanden, pragmatischer,
unbdrokratischer und vor allen Dingen rechtssicher zu gestalten. Auf Vorschlag der Bundes-
umweltministerin sei ein Vorschlag vereinbart worden. Es habe ein Schreiben der EU-Kom-
mission gegeben, die dieses Vorgehen unterstitze und fur rechtssicher halte. Dieser Be-
schluss sei pragmatisch und vernlinftig und werde denjenigen gerecht, die Probleme mit Wol-

fen hatten, die Herdenschutzmafl3nahmen tberwanden.

Abgeordnete Redmann merkt an, dass es Meldungen aus Mecklenburg-Vorpommern Uber
illegale Wolfsabschiisse gebe, und erkundigt sich danach, ob dieses Thema in Schleswig-
Holstein bereits virulent sei. — Minister Goldschmidt legt dar, ihm sei dies nicht bekannt. Sollte
dem so sein, handele es sich um eine Straftat. Die Verfolgung derselben musste bei den Straf-

verfolgungsbehodrden erfragt werden.

Auf eine weitere Nachfrage der Abgeordneten Redmann zum EU-Naturschutzfonds fiihrt Mi-
nister Goldschmidt aus, die EU werde dazu verpflichten, Natur auf gro3en Teilen des Staat-
gebiets wiederherzustellen. Dazu bedirfe es Umsetzungsmechanismen des Bundes, damit
die Zielsetzung erreicht werden konne. Notwendig sei auch eine Finanzierung. Die Erwartung
der Umweltministerinnen und Umweltminister sei, dass es dafur Finanzierungsmoglichkeiten
gebe. Der Vorschlag sei, dass sich der Bund bei der EU fir die Schaffung eines EU-Natur-

schutzfonds als ein Instrument einsetze.

b) Runter Tisch Okolandbau

Abgeordneter Kumbartzky spricht die Zusage von Minister Schwarz an, den Einladungsvertei-
ler des Runden Tisches Okolandbau zu Uberpriifen dahin gehend, dass auch Mitglieder des
Landtages eingeladen werden. — Staatssekretarin Bennett-Sturies sagt zu, diesen Hinweis
mitzunehmen. Sie kdnne derzeit nicht sagen, ob sich der Runde Tisch auf eine Erweiterung

des Teilnehmerkreises verstandigt habe.
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c) Pramienauszahlung

Auf eine Frage des Abgeordneten Gottsch versichert Staatssekretarin Bennett-Sturies, dass

die Pramien zum gréfRten Teil zwischen Weihnachten und Neujahr ausgezahlt wirden.

Der Vorsitzende, Abgeordneter Rickers, schlief3t die Sitzung um 17:55 Uhr.

gez. Heiner Rickers gez. Petra Tschanter
Vorsitzender Geschafts- und Protokollfihrerin

51



	1. Sturmflutschäden/Hochwasserschutz 
	hier: Gespräch mit dem Landesverband der Wasser- und Bodenverbände 
	– Hans-Heinrich Gloy, Verbandsvorsteher 
	– Mathias Rohde, Geschäftsführer 
	– Dr. Hans-Heinrich Hennings, Geschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft Küstenschütz-Ostsee 
	– Malte Jacobsen, Verbandsvorsteher des WBV Berveroe 


	2. Bericht über die Ergebnisse der Sonder-Agrarministerkonferenz vom 21. November 2023 
	Antrag der Abgeordneten Rixa Kleinschmit (CDU) und Dirk Kock-Rohwer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
	Umdruck 20/2315 


	3. Bericht des MLLEV über die Situation in den roten Gebieten nach Umsetzung der neuen Düngeverordnung 
	Bitte der Abgeordneten Sandra Redmann (SPD) in der 8. Sitzung am 8. Februar 2023 

	4. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesjagdgesetzes und anderer Vorschriften 
	Gesetzentwurf der Landesregierung 
	Drucksache 20/1153 

	Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen 
	Umdrucke 20/2362, 20/2382 


	5. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Einrichtung eines Sondervermögens Energie- und Wärmewende, Klimaschutz und Bürgerenergie 
	Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
	Drucksache 20/1395 


	6. a) Kein CCS in Schleswig-Holstein und deutschen Küstengewässern in der ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) 
	Antrag der Fraktionen von SSW und SPD 
	Drucksache 20/615 (neu) 


	 b) Auftrag zur Durchführung einer Expertenanhörung: Wissenschaftliche Erkenntnisse zu CCS berücksichtigen 
	Alternativantrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
	Drucksache 20/632 


	7. Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag über die Flutung der Havelpolder und die Einrichtung einer gemeinsamen Schiedsstelle 
	Gesetzentwurf der Landesregierung 
	Drucksache 20/1581 


	8. Bericht des MEKUN über die Stellenbesetzung beim LKN 
	Bitte des Abgeordneten Thomas Hölck (SPD) in der 20. Sitzung am 8. November 2023 

	9. Bericht der Landesregierung über den Verwaltungsaufbau der Küstenschutzbehörden in Schleswig-Holstein i.S. § 102 LWG, deren Zuständigkeiten und Befugnisse im Rahmen der Gewässeraufsicht und Gefahrenabwehr i.S. § 107 LWG, sowie die Zuständigkeiten für die Rechts- und Fachaufsicht in diesem Bereich 
	Antrag des Abgeordneten Thomas Hölck (SPD) 
	Umdruck 20/2334 


	10. Bericht der Landesregierung zu den Ergebnissen der Ermittlungen des Ölunfalls am Nord-Ostsee-Kanal 
	Antrag des Abgeordneten Thomas Hölck (SPD) 
	Umdruck 20/2332 


	11. Bericht über den wissenschaftlichen Bericht zum Zustand der deutschen Nord- und Ostsee im Rahmen der EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL) 
	Antrag der Abgeordneten Cornelia Schmachtenberg (CDU) und Silke Backsen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
	Umdruck 20/2291 


	12. a) Bericht der Landesregierung zum Konsultationsprozess Nationalpark Ostsee nach Abschluss der Workshop-Phase 
	 b) Bericht der Landesregierung zum Sachstand des Verfahrens zum Nationalpark Ostsee 
	Antrag der Abgeordneten Sandra Redmann (SPD) 
	Umdruck 20/2333 


	13. Masterplan zum Schutz der Ostsee des Kreises Schleswig-Flensburg 
	Antrag der Abgeordneten Sandra Redmann (SPD) 
	Umdruck 20/2314 


	14. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesnaturschutzgesetzes 
	Gesetzentwurf der Fraktion der FDP 
	Drucksache 20/1586 


	15. Information/Kenntnisnahme 
	Umdruck 20/2275, Schreiben Pferdestammbuch (im Nachgang zur NORLA) 
	Umdruck 20/2278, Wolfsmanagement 
	Umdruck 20/2285, Beschlüsse des 35. Altenparlaments am 29. September 2023 
	Umdruck 20/2331, Stand der Munitionsbergung in Schleswig-Holstein 


	16. Verschiedenes 
	 a) Sachstandsbericht des MEKUN über Ministerkonferenzen 
	 b) Runter Tisch Ökolandbau 
	 c) Prämienauszahlung 

